Formulierungsvorschläge Heft 3/2013
Beitrag des Monats: Formularmäßige Bindungsfristen beim Immobilienkaufvertrag
S. 86
Bindungszeitraum und Zeitraum der fortbestehenden Annahmefähigkeit:

1. Der Anbietende ist an dieses Angebot für die Dauer von fünf Wochen ab heute gebunden (Bindungszeitraum). 

2. Nach Ablauf dieser Bindungsfrist besteht das Angebot für einen weiteren Zeitraum von zwölf Wochen in jederzeit widerruflicher Weise fort (Zeitraum der fortbestehenden Annahmefähigkeit). Der Anbietende kann das Angebot nach Ablauf des Bindungszeitraums jederzeit durch einseitige Erklärung gegenüber dem Angebotsempfänger widerrufen, solange das Angebot noch nicht wirksam angenommen wurde. [Für die Rechtzeitigkeit ist allein die Absendung des Widerrufs an die dem Anbietenden vom Veräußerer zuletzt mitgeteilte Adresse maßgeblich.]

In Abweichung von § 152 BGB kommt der Vertrag nicht bereits durch die Beurkundung der Annahmeerklärung des Veräußerers, sondern erst mit deren Zugang beim Anbietenden zustande. 

Der Notar hat den Anbietenden nachdrücklich darauf hingewiesen, dass er nach Ablauf der Bindungsfrist von fünf Wochen aktiv werden muss, um zu verhindern, dass der Kaufvertrag wirksam geschlossen wird. 

3. Nach Ablauf von 17 Wochen ab heute erlischt das Angebot (Höchstfrist). Weiterer Erklärungen seitens des Anbietenden bedarf es insoweit nicht.

Ankündigung der Annahmeabsicht durch schriftliche Erklärung:

1. … 

2. Nach Ablauf dieser Bindungsfrist besteht das Angebot für einen weiteren Zeitraum von zwölf Wochen in jederzeit widerruflicher Weise fort (Zeitraum der fortbestehenden Annahmefähigkeit). Der Anbietende kann das Angebot nach Ablauf des Bindungszeitraums jederzeit durch einseitige Erklärung gegenüber dem Angebotsempfänger widerrufen, solange das Angebot noch nicht wirksam angenommen wurde. In Abweichung von § 152 BGB kommt der Vertrag nicht bereits durch die Beurkundung der Annahmeerklärung des Veräußerers, sondern erst mit deren Zugang beim Anbietenden zustande. 
Im Zeitraum der fortbestehenden Annahmefähigkeit hat der Veräußerer dem Anbietenden seine Annahmeabsicht zunächst durch schriftliche Erklärung anzukündigen. Die wirksame Erklärung der Annahme ist erst nach schriftlich erteiltem Einverständnis des Anbietenden oder nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang der Ankündigung beim Anbietenden möglich.
 Für die Rechtzeitigkeit des Widerrufs ist allein dessen Absendung an die dem Anbietenden vom Veräußerer zuletzt mitgeteilte Adresse innerhalb der Zwei-Wochen-Frist maßgeblich.
S. 87

Aufschiebende Bedingung:

Vorbemerkung

Dem Erwerber ist bekannt, dass der Veräußerer für die Realisierung des Projekts (Errichtung von bis zu acht Eigentumswohnungen auf dem Grundstück …, Veräußerung an einzelne Erwerber nach Aufteilung in Wohnungseigentum) auf eine Zwischenfinanzierung angewiesen ist. Diese wird seitens der finanzierenden Bank nur gewährt, wenn der Abschluss von mindestens … [Anzahl] Bauträgerverträge betreffend das vorgenannten Bauvorhaben [alternativ: Gesamtkaufpreis in Höhe von … €] nachgewiesen ist. Bislang ist die notwendige Abverkaufsquote noch nicht erreicht. Um dem Veräußerer den Abschluss der erforderlichen weiteren Bauträgerverträge zu ermöglichen, erklärt sich der Erwerber mit einer Bindung bis zum … [Datum] einverstanden. 

…

Aufschiebende Bedingung

Die schuldrechtlichen Regelungen des Bauträgervertrags werden erst wirksam, wenn der Veräußerer bis spätestens mit Ablauf des … [Datum] … [Anzahl] Bauträgerverträge gemäß Anlage 1 betreffend die vertragsgegenständliche Wohnungs- und Teileigentumsanlage abgeschlossen hat (Abverkaufsquote).
 Der Veräußerer ist berechtigt, durch schriftliche Erklärung, die dem Erwerber bis spätestens … [Datum] zugehen muss, auf vorstehende Bedingung zu verzichten.
 Der Erwerber nimmt diesen Verzicht bereits jetzt an. 

Der Veräußerer verpflichtet sich gegenüber dem Erwerber, dem beurkundenden Notar den Bedingungseintritt bzw. den Verzicht auf die Bedingung unverzüglich schriftlich
 mitzuteilen.

Sofern dem beurkundenden Notar nicht bis spätestens mit Ablauf des … [Datum] eine entsprechende schriftliche Mitteilung des Veräußerers vorliegt, gilt die Bedingung als endgültig ausgefallen. Hierüber wird der Notar den Erwerber und den Veräußerer unverzüglich unterrichten. 

Beruht der Ausfall der Bedingung darauf, dass die erforderliche Abverkaufsquote nicht erreicht wurde und ist dem Veräußerer insoweit weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorzuwerfen, hat der Veräußerer lediglich die durch die Beurkundung des Vertrages entstandenen Kosten zu tragen. Die Geltendmachung weiterer Schadensersatzansprüche ist in diesem Fall ausgeschlossen.

S. 89 f.

Rücktrittsrecht:

Vorbemerkung
Dem Erwerber ist bekannt, dass der Veräußerer für die Realisierung des Projekts (Errichtung von bis zu acht Eigentumswohnungen auf dem Grundstück …, Veräußerung an einzelne Erwerber nach Aufteilung in Wohnungseigentum) auf eine Zwischenfinanzierung angewiesen ist. Diese wird seitens der finanzierenden Bank nur gewährt, wenn der Abschluss von mindestens … [Anzahl] Kaufverträgen betreffend das vorgenannte Bauvorhaben (erforderliche Abverkaufsquote) nachgewiesen ist [alternativ: Gesamtkaufpreis in Höhe von … €]. Vor Erreichen der erforderlichen Abverkaufsquote kann mit dem Bauvorhaben nicht begonnen werden. 

…

Rücktrittsrecht

1. Sofern der Veräußerer nicht bis zum … [Datum – maximal sechs Wochen nach dem Tag der Beurkundung] mindestens … [Anzahl] Kaufverträge betreffend das in der Vorbemerkung bezeichnete Bauvorhaben abgeschlossen hat, ist er berechtigt, durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Erwerber vom Vertrag zurückzutreten. Dem Erwerber steht ebenfalls ein entsprechendes Rücktrittsrecht zu, sofern der Veräußerer nicht bis zum … [Datum – maximal sechs Wochen nach dem Tag der Beurkundung] durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Erwerber auf sein Rücktrittsrecht verzichtet oder bestätigt hat, dass die erforderliche Abverkaufsquote erreicht wurde. Der Erwerber nimmt diesen Verzicht bereits jetzt an. Der Veräußerer verpflichtet sich, den Erwerber und den beurkundenden Notar unverzüglich über das Erreichen der erforderlichen Abverkaufsquote zu informieren.

2. Veräußerer und Erwerber können ihr jeweiliges Rücktrittsrecht nur bis spätestens … [Datum – drei bis vier Monate nach dem Tag der Beurkundung] ausüben. Maßgeblich ist der Zugang der Rücktrittserklärung beim jeweils anderen Vertragsteil. Danach erlischt das Rücktrittsrecht. Die zurücktretende Partei hat den beurkundenden Notar unverzüglich durch Übersendung einer Kopie der Rücktrittserklärung über den Rücktritt zu unterrichten.
 

3. Wird die erforderliche Abverkaufsquote nach dem … [Datum, siehe Ziffer 1] erreicht, erlischt das noch nicht ausgeübte Rücktrittsrecht des Veräußerers. Gleiches gilt für das noch nicht ausgeübte Rücktrittsrecht des Erwerbers, wenn der Veräußerer gegenüber dem Erwerber auf sein Rücktrittsrecht verzichtet oder er das Erreichen der erforderlichen Abverkaufsquote bestätigt. 

[Kostentragung etc.]

Jahresrückblick Bauträgerrecht

S. 93

Klausel kurze Bindungsfrist mit anschließender freier Widerruflichkeit des Angebots:

Der Anbietende hält sich an das Angebot bis zum Ablauf von vier Wochen von heute an unwiderruflich gebunden. Mit Ablauf dieser Frist erlischt zwar die Bindungswirkung, nicht aber das Angebot selbst. Der Anbietende kann es sodann schriftlich gegenüber dem Angebotsempfänger widerrufen.

Der Notar ist ebenso zum Empfang dieses Widerrufs bevollmächtigt. Dem Anbietenden ist bewusst, dass er, um nach Ablauf der vorgenannten Frist den Eintritt einer vertraglichen Bindung zu vermeiden, demnach den Widerruf selbst aktiv erklären muss, ferner, dass dieser Widerruf nicht mehr möglich ist, wenn bereits die Annahmeerklärung des Angebotsempfängers beurkundet wurde.

S. 97

Auszugleichende Anrechte im Sinne des § 2 VersAusglG:

Die Beteiligten vereinbaren für ihre Ehe den Güterstand der Gütertrennung. Für den Versorgungsausgleich soll es jedoch bei der gesetzlichen Regelung bleiben.

Soweit jedoch auszugleichende Anrechte im Sinne des § 2 VersAusglG nach Ausübung eines Kapitalwahlrechtes nicht mehr dem Versorgungsausgleich unterliegen, treten beide Vertragsparteien eine im Verhältnis der Vertragslaufzeit zur Ehezeit im Sinne des § 3 VersAusglG zu bestimmende Quote der Kapitalleistung zur Hälfte an den anderen Ehepartner ab. Die Höhe der während der Ehezeit erbrachten Beitragsleistungen und eine mögliche Herkunft der Beiträge aus Anfangsvermögen soll für die Bestimmung der zu teilenden Quote ohne Belang sein.

S. 98

Abtretung der Kapitalleistung:

Soweit jedoch auszugleichende Anrechte im Sinne des § 2 VersAusglG nach Ausübung eines Kapitalwahlrechtes nicht mehr dem Versorgungsausgleich unterliegen, treten beide Vertragsparteien den Teil der Kapitalleistung an den anderen Ehepartner ab, der sich im Falle einer Einbeziehung der Kapitalleistung im Zugewinnausgleich fiktiv nach den dafür geltenden gesetzlichen Bestimmung ergeben würde oder alternativ: der sich im Falle einer Anwendbarkeit des § 2 Abs. 2 Nr. 3 2. Halbsatz VersAusglG fiktiv nach den für den Versorgungsausgleich geltenden gesetzlichen Bestimmungen ergeben würde.

Bericht aus Berlin

S. 105 f.

General- und Vorsorgevollmachten:

[…]

… Persönliche Angelegenheiten

Der Bevollmächtigte ist befugt, mich in allen Angelegenheiten der Personen- und Gesundheitssorge zu vertreten sowie über alle Einzelheiten einer ambulanten oder (teil-) stationären Behandlung und/oder Pflege zu entscheiden und die hierfür erforderlichen und zweckdienlichen Erklärungen abzugeben und Verträge abzuschließen. Der Bevollmächtigte ist insbesondere befugt, in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff einzuwilligen. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn die begründete Gefahr besteht, dass ich aufgrund der Maßnahme bzw. des Unterbleibens oder dem Abbruch der Maßnahme sterbe oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleide.

Die Vollmacht gilt weiter zur Ausübung des Aufenthaltsbestimmungsrechts. Insbesondere darf der Bevollmächtigte über die Aufnahme in ein Pflegeheim oder eine ähnliche Einrichtung entscheiden und in die Unterbringung in einem Heim, einer Anstalt oder einer sonstigen Einrichtung einwilligen, auch wenn die Unterbringung mit einer Freiheitsentziehung verbunden ist. Die Vollmacht ermächtigt ferner zur Entscheidung über freiheitsentziehende oder freiheitsbeschränkende Maßnahmen durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum.

Der Bevollmächtigte ist ausdrücklich befugt, in eine ärztliche Zwangsmaßnahme gegen meinen Willen einzuwilligen, wenn ich aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann und die ärztliche Zwangsmaßnahme erforderlich und alternativlos ist, um einen drohenden erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwenden.

Der Bevollmächtigte ist befugt, sämtliche Krankenunterlagen einzusehen und meine Rechte gegenüber Ärzten, Krankenhäusern, Pflegeheimen usw. wahrzunehmen. Ich entbinde die behandelnden Ärzte gegenüber meinem Bevollmächtigten ausdrücklich von ihrer Schweigepflicht. Eine Patientenverfügung ist bei der Wahrnehmung meiner Rechte entsprechend zu berücksichtigen.

Die Notarin/Der Notar hat darauf hingewiesen, dass bei Wahrnehmung der vorstehenden Angelegenheiten durch den Bevollmächtigten die Einholung einer Genehmigung des Betreuungsgerichts erforderlich werden kann.

[…]

� 	Dieser weiteren Erleichterung bedarf es meines Erachtens nicht unbedingt, da es der Anbietende im Regelfall selbst in der Hand hat, für einen raschen Zugang des Widerrufs zu sorgen, und er daher nicht in besonderem Maße schutzwürdig ist. 


� 	Angelehnt an Kesseler, DAI-Skript, 9. Jahresarbeitstagung des Notariats, 22.-24.9.2011, S. 22.


� 	Ggf. zusätzlich Modifikation der Höchstfrist gem. Ziffer 3 im vorangehenden Formulierungsvorschlag, etwa dergestalt, dass sich die Höchstfrist nach Ankündigung der Annahmeabsicht um zwei Wochen verlängert. 


� 	Vgl. Blank, Bauträgervertrag, 4. Aufl. 2010, Rn 1225 ff., auch zu den darüber hinaus gebotenen Regelungen.


� 	Gegebenenfalls ausdrückliche Verpflichtung des Veräußerers zu weiteren Abverkaufsbemühungen aufnehmen.


� 	Gegebenenfalls Bevollmächtigung des beurkundenden Notars zur Entgegennahme der Verzichtserklärung.


� 	Gegebenenfalls auch strengere Formanforderungen (Unterschriftsbeglaubigung, Beurkundung).


� 	Vgl. Krauß, Immobilienkaufverträge in der Praxis, 6. Aufl. 2012, Rn 2960.


� 	Gegebenenfalls Bevollmächtigung des beurkundenden Notars zur Entgegennahme der Rücktrittserklärung.


� Rechenbeispiel: Der auf zwanzig Jahre laufende, vom Ehemann auf sich abgeschlossene Lebensversicherungsvertrag wurde fünf Jahre vor der nach zehn Jahren Ehezeit geschiedenen Ehe abgeschlossen. Eine fünf Jahre nach Eheende ausbezahlte Kapitalleistung von € 60.000 stünde dann zu € 15.000 der Ehefrau und zu € 45.000 dem Ehemann zu, wobei es unerheblich wäre, wenn der Ehemann bei einem dynamisierten Versicherungsvertrag mehr als 50 % der Beitragsleistung außerhalb der Ehezeit erbracht hätte.





